
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN COSMAS — RECHTSSACHE C-163/97 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
GEORGES COSMAS 
vom 15. Januar 1998 * 

1. Die Kommission beantragt mit der vor­
liegenden, nach dem Verfahren des Artikels 
169 EG-Vertrag erhobenen Klage festzustel­
len, daß das Königreich Belgien dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus der Richtli­
nie 92/74/EWG des Rates vom 22. Septem­
ber 1992 zur Erweiterung des Anwendungs­
bereichs der Richtlinie 81/851/EWG zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften über Tierarzneimittel und zur 
Festlegung zusätzlicher Vorschriften für 
homöopathische Tierarzneimittel 1 (im fol­
genden: Richtlinie) verstoßen hat, daß es 
nicht die zur Umsetzung der Richtlinie 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat. 

2. Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 der 
Richtlinie 92/74 bestimmt: 

„Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
spätestens am 31. Dezember 1993 nachzu­
kommen. Sie setzen die Kommission unver­
züglich davon in Kenntnis." 

3. Da die Kommission vom Königreich Bel­
gien keine Mitteilung über die Umsetzung 
der Richtlinie in die nationale Rechts­
ordnung oder sonstige Informationen erhal­
ten hatte, denen sie hätte entnehmen können, 
daß das Königreich Belgien seinen Verpflich­
tungen aus der Richtlinie nachgekommen 
war, übermittelte sie dem betreffenden 
Mitgliedstaat am 10. Februar 1994 das 
Schreiben SG(94)D/1879 und setzte ihm 
gleichzeitig eine Außerungsfrist von zwei 
Monaten. 

4. Das Königreich Belgien antwortete am 
12. Juni 1995 2, die zur Umsetzung der 
Richtlinie erforderlichen Maßnahmen seien 
in dem Entwurf einer Königlichen Verord­
nung vorgesehen, der gegenwärtig noch dem 
Gesundheitsministerium vorliege. 

5. Als die Kommission feststellte, daß das 
Königreich Belgien nicht fristgemäß die für 
die Umsetzung der Richtlinie erforderlichen 
Maßnahmen ergriffen hatte, übermittelte sie 
ihm mit Schreiben vom 22. Mai 1996 3 eine 
mit Gründen versehene Stellungnahme, in 

* Originalsprache: Griechisch. 
1 — ABl. L 297, S. 12. 

2 — Schreiben RVD/nfd 11/91/550/50.533. 
3 — SG(96)D/4751. 
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der sie feststellte, daß das Königreich Belgien 
gegen seine Verpflichtungen aus der Richtli­
nie verstoßen habe. Die Kommission for­
derte Belgien auf, die erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen, um der mit Gründen 
versehenen Stellungnahme binnen zwei 
Monaten nachzukommen. 

6. Da die Kommission keine Mitteilung über 
die endgültige Umsetzung der Richtlinie in 
das belgische Recht erhalten hatte, hat sie mit 
Klageschrift, die am 30. April 1997 bei der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, 
die vorliegende Klage erhoben und zum 
einen beantragt, festzustellen, daß das 
Königreich Belgien seine Verpflichtungen 
nicht erfüllt hat, und ihm zum anderen die 
Kosten aufzuerlegen. 

7. Wie die Kommission zutreffend vorträgt, 
sind Richtlinien nach dem Wortlaut des Arti­
kels 189 Absatz 3 EG-Vertrag für jeden 
Mitgliedstaat, an den sie gerichtet sind, hin­
sichtlich des zu erreichenden Ziels verbind­
lich. Zu dieser Verbindlichlichkeit gehört 
auch die Verpflichtung zur Einhaltung der 
Fristsetzungen in den Richtlinien 4. Im vor­
liegenden Fall sind die Mitgliedstaaten 
gemäß der Richtlinie verpflichtet, bis zum 
31. Dezember 1993 die geeigneten Maßnah­
men zu ergreifen und die Kommission 
unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. 
Obwohl die Frist lief, ergriff das Königreich 

Belgien nicht die geeigneten Maßnahmen, 
um der Richtlinie nachzukommen, und über­
mittelte keine konkreten Informationen über 
solche Maßnahmen. Dadurch hat es gegen 
seine Verpflichtungen aus Artikel 189 des 
Vertrages in Verbindung mit Artikel 10 der 
Richtlinie verstoßen. Außerdem kann sich 
ein Mitgliedstaat nach ständiger Rechtspre­
chung des Gerichtshofes nicht auf Bestim­
mungen, Übungen oder Umstände seiner 
internen Rechtsordnung berufen, um die 
Nichtbeachtung der Verpflichtungen und 
Fristen zu rechtfertigen, die sich aus dem 
EG-Vertrag oder den Gemeinschafts­
richtlinien ergeben 5. 

8. Es sei darauf hingewiesen, daß das König­
reich Belgien die ihm von der Kommission 
vorgeworfene Unterlassung nicht bestreitet. 
Die belgische Regierung weist nur darauf 
hin, daß der Entwurf einer Königlichen Ver­
ordnung, durch die die Richtlinie in die 
interne Rechtsordnung umgesetzt werden 
solle, dem Conseil d'Etat zur Begutachtung 
vorgelegt worden sei. 

9. Unter diesen Umständen liegt die von der 
Kommission geltend gemachte Vertrags­
verletzung meines Erachtens vor. 

4 — Urteil vom 22. September 1976 in der Rechtssache 10/76, 
Kommission/Italien, Slg. 1976, 1359. 

5 — Siehe Urteile vom 18. Mai 1994 in der Rechtssache C-303/93, 
Kommission/Italien, Slg. 1994, I-1901; vom 28. September 
1994 in der Rechtssache C-65/94, Kommission/Belgien, Slg. 
1994, I-4627; vom 20. März 1997 in der Rechtssache 
C-294/96, Kommission/Belgien, Slg. 1997, 1-1781, und vom 
20. Februar 1997 in der Rechtssache C-135/96, Slg. 1997, 
I-1061. 
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Ergebnis 

10. Ich schlage dem Gerichtshof deswegen vor, 

— festzustellen, daß das Königreich Belgien dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 92/74/EWG des Rates vom 22. September 1992 zur Erwei­
terung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 81/851/EWG zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Tierarzneimittel und zur Fest­
legung zusätzlicher Vorschriften für homöopathische Tierarzneimittel versto­
ßen hat, daß es nicht die zur Umsetzung der Richtlinie erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften erlassen hat; 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 
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